An alle Abgeordneten

des Landtages Mecklenburg-Vorpommern

Immunitätsaufhebung Monty Schädel

Sehr geehrte Damen und Herren,

da es aus Gründen der Geschäftsordnung des Landtag Mecklenburg-Vorpommern zum o. g. Sachverhalt in der Sitzung des Landtages am 20. Mai 1999 leider keine Aussprache gibt und ich auch erst am 20.05. in Schwerin sein kann, da ich als Delegierter am Gewerkschaftstag der GEW in Würzburg teilnehme, möchte ich ihnen beiliegende Erklärung zukommen lassen, die ich für meinen Prozeß vor dem Landgericht Neubrandenburg am 03.02.1998 vorbereitete und vortrug.

Aus der Erklärung können Sie ersehen, welche Gründe aus meiner Sicht gegen einen Kriegsdienst mit und ohne Waffe sprechen und weshalb ich bereits 1992 mit Blockaden von Rekrutenzügen, in den folgenden Jahren mit anderen Aktionen des Zivilen Ungehorsams und des Gewaltfreien Widerstandes gegen die, kurz gesagt, zunehmende Militarisierung der deutschen Innen- und Außenpolitik demonstrierte und protestierte. Dies gipfelte vorerst in meiner Kriegsdienstverweigerung 1995 die ich aus Gewissensgründen mit Berufung auf Artikel 4 Absatz 1 des Grundgesetzes (Bekenntnis-, Relegions- und Gewissensfreiheit) auch rechtlich belegen kann.

Wie Sie jedoch der Erklärung entnehmen werden können, ist mir eine rechtliche Begründung meiner Handlunge(en) nicht so wichtig, da Gesetze sich entsprechend der momentanen politischen Verhältnisse ändern oder zumindestens interpretiert werden.

Hinzu kommt die aktuelle Situation, daß die Bundesregierung offen gegen das Grundgesetz verstößt und die UN-Charta mißachtet, sich also selbst die oberen Repräsentanten nicht an die geschriebenen Gesetze halten.

Für meine Handlungen bin ich in erster Linie vor mir und meinem Gewissen Rechenschaft schuldig. Deshalb orientiere ich meine Handlungen und Aktionen an den Lehren bzw. Leben von Mohandas Karamachand Gandhi, Martin Luther King und den vielen anderen Menschen die durch zivilen Ungehorsam und gewaltfreie Aktionsformen für eine Welt ohne Krieg und Gewalt wirk(t)en.

Dabei ist es für uns leider ungleich schwieriger zivile Konfliktlösungen zu verbreiten als es die Propagierung militärischen gewaltbereiten Handelns wäre. Die Hoffnungen, die in eine neue Politik der neuen Regierung gesetzt wurden, fanden bekanntlich nicht nur in diesem Punkt keine Bestätigung. Auch in Zukunft soll offensichtlich die aus unserer Sicht falsche Strategie der “militärischen Konfliktlösung“ finanziert und durchgeführt werden.

Doch genauso wenig wie das andere Menschen und auch mich in der Vergangenheit von unserem Vorhaben abbringen konnte, wird es die neue Politik unter Schröder/Fischer/Scharping schaffen.

Das Gerichtsverfahren welches durch die Aufhebung der Immunität fortgesetzt werden kann, wird zeigen und deutlich machen wie in der Demokratie der Bundesrepublik mit Andersdenkenden wirklich umgegangen wird. Es wird zeigen, daß diejenigen, die sich gegen Krieg und Gewalt wenden von den Bombenbeführwortern unserer Tage nicht nur in ihrer Rede- und Gedankenfreiheit eingeschränkt werden, nein daß sie sogar ohne rechtsstaatliches Verfahren mit Hilfe Militärsondergerichtsbarkeit vorverurteilt und eingesperrt werden und aller ihrer persönliche Rechte und Freiheiten beraubt werden.

Kriegsdienstverweigerer werden in Kasernen der Bundeswehr gefangen gehalten obwohl Sie nichts anderes wollen als nicht zum Nutzen von Waffen und Gewalt ausgebildet zu werden. Sie lehnen es ab sich einer Gewissensprüfung zu unterziehen (Wer kann auch schon das Gewissen eines anderen Menschen prüfen?), um hinterher zu erfahren was sie vorher schon wußten – daß sie Kriegsdienstverweigerer sind.

Sehr geehrte Damen und Herren, nehmen Sie sich ein wenig Zeit und lesen Sie wie junge “Wehrpflichtige“ in der Bundesrepublik die Demokratie erleben müssen. Auch wenn sich das Kriegsdienstverweigerungsrecht der Bundesrepublik als eines der fortschrittlichsten der Welt bezeichnet bleibt es doch, daß jeder zum Kriegsdienst gezwungen werden kann (wenn mensch Art.4/3 GG denn böswillig auslegt).

Genauso wie sich andere Gesetze überlebt haben, wird sich auch dieses Verfahren einst überlebt haben. Da ich im Interesse einer friedlichen Zukunft, ohne Gewalt und Krieg sowie deren heuchlerischen Ablehnung oder gar Verherrlichung, für meinen Sohn und seiner ganzen Generation nicht so lang warten kann, kann ich heute nur jeden Kriegsdienst verweigern.

Wenn ich von heutigen Gerichten für dieses Handeln bereits Recht erhalten, ist dies besser als wenn ich verurteilt werde, doch an meiner Entscheidung ändert das nichts. Deshalb habe ich Revision gegen das Urteil des Landgerichtes eingelegt, und das bereits im Februar des letzten Jahres. Das Sie sich, bzw. wir als Landtag damit beschäftigen müssen liegt bei weitem nicht in meinem Einfluß.

Ich hoffe, daß Sie sich mit dem Thema vielleicht ein wenig mehr beschäftigen werden, denn die Einberufung zum Militär macht die Erziehung in der Schule, die Bemühungen von Elternhaus, LehrerInnen und restlicher Gesellschaft Persönlichkeiten zu erziehen, die selbst Entscheidungen fällen (können), Gewalt als Konfliktlösungsmöglichkeiten ausschließen und nicht Baseballschläger schwingend über Campingplätze laufen, zu nichte.

Für Gespräche und Nachfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.

Mit friedlichen Grüßen

Monty Schädel

